Die Bürgschaft, §§765 ff. BGB
A. Prüfungsschema



I. Anspruch entstanden



1.) Einigung, §765 BGB



2.) Wirksamkeit, §766 BGB



Schriftform nur der Bürgschaftserklärung! diese muss


enthalten: Namen des Bürgen u. des Schuldners,



HV, Verbürgungswille des Bürgen 


3.) Hauptverbindlichkeit (HV) entstanden



→ Prinzip der Akzessorietät


II. Anspruch nicht erloschen



1.) bzgl. Bürgschaftsforderung



2.) bzgl. Hauptverbindlichkeit


III. Anspruch durchsetzbar


→ (-), wenn Einreden entgegenstehen



1.) aus dem Bürgschaftsvertrag



• allgemeine Einreden



• §771 BGB



→ Prinzip der Subsidiarität



2.) aus der Hauptverbindlichkeit



• alle Einreden des Hauptschuldners, §768 BGB

• Anfechtbarkeit, §770 I BGB; analoge Anwendung für
Gestaltungsrechte!

• Aufrechenbarkeit, §770 II BGB

→ Einrede für den Gläubiger!

B. Verjährung


I. Grundsatz:

3 Jahre


II. Hemmung:
durch Klageerhebung, §167 ZPO

→ Vorsicht: 

Die Erhebung der Klage gegen den Bürgen hemmt nach hM nur die Frist aus dem Bürgschaftsvertrag; keine Hemmung im Hinblick auf die Hauptverbindlichkeit!

Insofern sind Bürgschaftsvertrag und Hauptverbindlichkeit trotz Akzessorietät zwei eigenständige Verträge!


→ Aber:


Durchbrechung des o.g. durch §771 S.2 BGB!

C. Grenzen der „Verbürgung“

Unter gewissen Umständen kann ein Bürgschaftsvertrag gem. §138 BGB sittenwidrig sein.

Dies setzt zweierlei voraus:


→ 1.) finanzielle Überforderung des Bürgen 

[objektives Element]


• Vermögenslosigkeit

• hohe Haftungssumme

(Formel: krasses Missverhältnis zwischen Leistungsfähigkeit und Haftungssumme)

→ 2.) weitere Umstände: 



[subjektives Element]


• Ausnutzung einer seelischen Zwangslage

• besondere emotionale Verbundenheit

• fehlendes eigenes Interesse
Beispiel: M bittet F - seine vermögenslose Frau - sich in Höhe von 1 Mio. € für ihn zu verbürgen, um einen Geschäftskredit gewährt zu bekommen.
→ Rückausnahme: 
Verlagerungsgefahr
→ liegt vor, wenn jemand in Kenntnis der Sittenwidrigkeit einen anderen als Bürgen benennt, um ein Sicherheitsmittel vorzutäuschen,

dessen Geltendmachung von vorneherein ausgeschlossen ist

→ Beweislast liegt beim Gläubiger; dieser muss die besonderen Umstände, die eine (fingierte) Vermögensverschiebung begründen, schlüssig darlegen. Eine formelmäßige Berufung reicht nicht aus.

Beispiel: M spricht sich mit seinem vermögenslosen Bruder so ab, dass dieser eine (wertlose) Bürgschaft einräumt.

D. Anwendung des §312 BGB im Bürgschaftsrecht?


I. Grundsatz

→ Grundsätzlich findet §312 BGB im BürgschaftsR keine Anwendung.

Die Gefahren beim Haustürwiderruf drohen vom Unternehmer, vor dem der Verbraucher geschützt werden soll.

→ Die Situation bei der Bürgschaft ist eine andere: Gefahr droht dem Bürgen i.d.R. durch den Hauptschuldner.

Diesen Gefahren kann aber durch andere Institute begegnet werden (§§123, 138, 242 BGB); zudem unterliegt die Bürgschaft per se dem Grundsatz der Formstrenge (Übereilungsschutz, Warnfunktion).


II. Ausnahme


→ richtlinienkonforme Auslegung des §312 BGB (nach der EG-Verbraucherschutzrichtlinie)


→ Voraussetzung ist ein „doppeltes Verbraucher- und Haustürverhältnis“
• die Hauptschuld muss im Rahmen eines Haustürgeschäfts zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmer als Gegenleistung für Waren oder Dienstleistungen geschlossen worden sein

• die Bürgschaft selbst muss auch ein Verbraucher- und Haustürgeschäft darstellen, also im privaten Bereich übernommen worden sein
E. „Wettlauf der Sicherungsgeber“

Wird eine bestehende Forderung durch mehrere Sicherungsmittel gesichert, so besteht die Gefahr, dass derjenige Sicherungsgeber, der den Gläubiger befriedigt, in dessen Rechtsposition eintritt und Gläubiger der anderen Sicherungsmittel wird. Er könnte dann vollen Regress bei einem anderen Sicherungsgeber nehmen.

Daher nimmt die hM in einem solchen Fall stets eine Gesamtschuld an, die ähnlich wie unter Mitbürgen, zu einem Innenausgleich nach Anteilen führt. Gesamtschuld besteht auch beim Zusammentreffen mit nicht akzessorischen Sicherungsmitteln wie der Grundschuld.  

F. Blankobürgschaft – formlos möglich?

Leistet ein Bürge eine Blankounterschrift unter ein Formular, welches hinsichtlich der Höhe der Bürgschaft noch auszufüllen ist, so ist die Bürgschaft nur wirksam, wenn die Ausfüllungsermächtigung (§167 II BGB) schriftlich abgefasst wurde.

Dies ergibt sich aus einer systematischen Auslegung des Bürgschaftsrechts.
